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Antrag betr. die Einhaltung gesetzlicher Verpflichtungen bei 
wirtschaftlicher Betätigung 

Sehr geehrter Herr Kreistagsvorsitzender Willsch, 
die CDU-Kreistagsfraktion beantragt: 

Der Kreistag möge beschließen: 

1. Der Kreisausschuss wird aufgefordert, die gesetzlichen Verpflichtungen hinsichtlich 
seiner wirtschaftlichen Betätigung einzuhalten und diesen nachzukommen. 

2. Der Kreisausschuss wird beauftragt, zukünftig gemäß §123a HGO dem Kreistag einen 
jährlichen Beteiligungsbericht vorzulegen. 

3. Der Kreisausschuss wird beauftragt, gemäß §121 Abs.7 HGO mindestens einmal in 
jeder Wahlzeit zu prüfen, inwieweit die wirtschaftliche Betätigung des Kreises noch 
die Voraussetzungen nach § 121 Abs.1 HGO erfüllt und inwieweit die Tätigkeiten an 
private Anbieter übertragen werden können. Dem Kreistag ist schnellstmöglich der 
Prüfungsbericht vorzulegen. 

4. Dem Kreistag ist für alle Gesellschaften/Beteiligungen des Kreises ein standardisierter 
Quartalsbericht vorzulegen. 

Begründung 
Der Kreisausschuss ist verpflichtet, dem Kreistag hinsichtlich der wirtschaftlichen 
Betätigungen des Kreises Informationen auf Grundlage der HGO mitzuteilen. Dieser 
Verpflichtung ist der Kreisausschuss in der letzten Wahlperiode nur ungenügend 
nachgekommen. Zum einen wurde 2014 dem Kreistag ein Beteiligungsbericht für die Jahre 
2011 bis 2013 vorgelegt. Die gesetzliche Vorgabe besagt gemäß §123a HGO allerdings, dass 
dieser jährlich und innerhalb des auf das Berichtsjahr folgenden Kalenderjahres vorgelegt 
werden sollte. Für die Jahre 2011 und 2012 wurde dem nur ungenügend Rechnung getragen. 



Weiterhin ist der Kreisausschuss in der letzten Wahlperiode seiner Verpflichtung gemäß §121 
Abs.7 HGO zu einer Überprüfung der wirtschaftlichen Beteiligungen nicht nachgekommen. 
Eine ausnahmslose Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben ist vor allem als eine angemessene 
Informationsgrundlage und weitergehend auch Entscheidungsgrundlage für die 
Kreistagsabgeordneten maßgeblich und unabdingbar. 
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